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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 


betr. Änderung der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 
hier: Verfahrensregelung zur parlamentarischen Berichtigung 
von Gesetzesbeschlüssen 


A. Problem 

In der geltenden Geschäftsordnung ist keine ausdrückliche Ver- 
fahrensregelung für eine parlamentarische Berichtigung von 
Gesetzesbeschlüssen enthalten. Da das Gesetzgebungsverfahren 
ein formales Verfahren ist, ist eine nachträgliche Berichtigung 
ohne formelle Ermächtigung unzulässig. 


B. Lösung 

Änderung und Ergänzung des § 123 GO-BT mit Einführung eines 
parlamentarischen Berichtigungsverfahrens bei offenbaren Un- 
richtigkeiten. 


C. Alternativen 

Die Einführung der Möglichkeit, Fehler und Unklarheiten im 
Gesetzesbeschluß durch eine Beschlußfassung im Plenum korri- 
gieren zu lassen, wurde vom Ausschuß einmütig verworfen. 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Dürr 


Mit Schreiben vom 30. März 1973 hat das Mit- 
glied des Bundestages, Dr. Oscar Schneider, dem 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung mitgeteilt, das in der 6. Legislatur- 
periode am 22. Juni 1972 verabschiedete Bundes- 
waffengesetz sei im Wege des Berichtigungsverfah- 
rens in einer anderen als vom Bundestag beschlos- 
senen Fassung verkündet worden. Die vorgenom- 
mene Gesetzesberichtigung habe zu einer Reihe von 
Verfassungsbeschwerden geführt, von der bisher 
noch keine sachlich entschieden sei. Gegen die durch- 
geführte Gesetzesberichtigung werde vor allem ein- 
gewandt, daß sie von § 54 GGO II nicht gedeckt sei, 
weil es sich dabei um eine über eine Berichtigung 
hinausgehende redaktionelle Änderung des Geset- 
zes gehandelt habe, die auch materiellrechtliche 
Auswirkungen habe. 

§ 54 Abs. 4 GGO II hat folgenden Wortlaut: 

„(4) Der Urschrift ist die Fassung zugrunde 
zu legen, die dem federführenden Ministerium 
nach § 46 Abs. 2 übermittelt wurde. Änderun- 
gen, die sich aus einem Verfahren vor dem Ver- 
mittlungsausschuß (§ 47) ergeben, sind zu be- 
rücksichtigen. Der zuständige Referent hat die 
Richtigkeit des Wortlauts persönlich zu prüfen. 
Enthält die Fassung, die dem federführenden 
Ministerium zugegangen ist, Druckfehler oder 
andere offenbare Unrichtigkeiten, ist zu ihrer 
formlosen Berichtigung durch das Ministerium 
die Einwilligung des Präsidenten des Bundes- 
tages und des Präsidenten des Bundesrates ein- 
zuholen. Die Berichtigung ist aktenkundig zu 
machen.“ 

Unabhängig von möglichen rechtlichen Folgerun- 
gen der genannten nachträglichen Gesetzesberichti- 
gung sollte, so meint Abg. Dr. Schneider in seinem 
o. a. Schreiben, der Bundestag selbst eventuell durch 
eine Änderung seiner Geschäftsordnung die Mög- 
lichkeit haben, nicht vermeidbare Irrtümer im Ge- 
setzgebungsverfahren im nachhinein korrigieren zu 
können und dies nicht nur der Ministerialbürokratie 
überlassen. Bei einer späteren durch eine Berichti- 
gung bedingten Nichtigkeit einzelner Bestimmungen 
müßte anderenfalls das gesamte Gesetzgebungsver- 
fahren erneut durchgeführt werden. In diesem Zu- 
sammenhang verweist er auf Ausführungen von 
Kirn in „Zeitschrift für Rechtspolitik“ vom März 
1973, Heft 3, S. 49. 

Mit Schreiben vom 8. und 12. August 1974 hat 
sich der Hauptvertrauensmann des Bundesnachrich- 
tendienstes an den Ausschuß für Wahlprüfung, Im- 
munität und Geschäftsordnung gewandt und eine 
nachträgliche Korrektur des Bundestagsbeschlusses 
zum Bundespersonalvertretungsgesetz gerügt. Sei- 
nem Schreiben hat er Stellungnahmen des Innen- 
ausschusses und des Bundesrates beigefügt. 


Zum Problem der nachträglichen Korrektur von 
Gesetzesbeschlüssen haben sich mit Schreiben vom 
30. Oktober 1973 der Bundesinnenminister und mit 
Schreiben vom 12. Dezember 1973 der Bundesmini- 
ster der Justiz geäußert. 

In der Stellungnahme des Bundesinnenministers 
heißt es u. a.: 

,Der Einführung eines parlamentarischen Be- 
richtigungsverfahrens durch Verankerung in 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundes- 
tages würden keine verfassungsrechtlichen Be- 
denken entgegenstehen, wenn sich das Verfah- 
ren auf die Korrektur von „Druckfehlern und 
anderen offenbaren Unrichtigkeiten“ im Sinne 
des Berichtigungsverfahrens nach § 54 Abs. 4 
Satz 4, § 57 Abs. 3 Satz 2 GGO II und auf den 
Zeitraum bis zum Zustandekommen der Gesetze 
nach Artikel 78 GG beschränken würde. 

Zwar könnte das Demokratiegebot, für sich be- 
trachtet, dafür sprechen, daß schlechthin nur das 
vom Parlament wirklich Gewollte Gesetz wird, 
daß mithin auch solche Versehen des Parlaments 
korrigiert werden können, die über offenbare 
Unrichtigkeiten hinausgehen. Doch findet dieser 
Gesichtspunkt, der zu einem jederzeitigen, un- 
begrenzten Berichtigungsrecht des Parlaments 
führen müßte, seine Grenzen an dem Grundsatz 
der Unverrückbarkeit von Parlamentsbeschlüs- 
sen. 

Das Unverrückbarkeitsprinzip dient der Rechts- 
sicherheit. Ihm dürfte deshalb als Ausfluß des 
allgemeinen Rechtsstaatsgedankens Verfas- 
sungsrang zuzubilligen sein. 

Die einzelnen Abgeordneten müssen darauf ver- 
trauen können, daß die Schlußabstimmung nach 
der dritten Lesung für die Feststellung des 
Gesetzesinhalts maßgeblich bleibt. Es soll nicht 
unter dem Vorwand einer Berichtigung die den 
Beschluß tragende Mehrheit nachträglich um- 
gangen werden können. Insbesondere auch aus 
diesem Grunde ist das Gesetzgebungsverfahren 
ein formales Verfahren (vgl. BVerfGE 8, 274, 
[296]); Gesetze, über die der Bundestag abschlie- 
ßend beraten hat, können nur durch Einleitung 
eines neuen Gesetzgebungsverfahrens materiell 
geändert werden. 

Eine nachträgliche Berichtigung von offenbaren 
Unrichtigkeiten würde hingegen ein schützens- 
wertes Interesse der Abgeordneten nicht berüh- 
ren, weil es sich hierbei lediglich um redaktio- 
nelle Änderungen handeln würde. Um jeden 
Mißbrauch auszuschließen, wären an eine der- 
artige parlamentarische Korrekturmöglichkeit 
dieselben strengen Anforderungen wie an das 
Berichtigungsverfahren nach dem § 54 Abs. 4 
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Satz 4, § 57 Abs. 3 GGO II zu stellen. Dabei ist 
von folgenden Grundsätzen 1 auszugehen; 

Ein Gesetzesbeschluß ist nicht schon dann 
„offenbar unrichtig", wenn der subjektive Wille 
des Gesetzgebers bzw. der am Gesetzgebungs- 
verfahren Beteiligten im Text des Beschlusses 
nur unvollkommen zum Ausdruck gelangt ist. 
Mit dem Beschluß des Gesetzes durch das Par- 
lament wird das Gesetz vielmehr rechtlich selb- 
ständig. Maßgeblich ist fortan der objektive 
Wille des, Gesetzgebers, d. h. der im Gesetzes- 
text selbst verobjekti vierte Wille. Entscheidend 
ist allein, ob der beschlossene Text, aus sich 
selbst heraus verstanden, evident unschlüssig 
oder auf andere Weise unrichtig ist. Dabei muß 
für jedermann bei objektiver Auslegung zwei- 
felsfrei erkennbar sein, welche Fassung statt 
dessen gewollt war. Eine offenbare Unrichtig- 
keit liegt dagegen nicht vor, wenn der beschlos- 
sene Text mehrere noch vertretbare Auslegun- 
gen zuläßt. Dann darf die Berichtigung nicht 
etwa die einleuchtendste Auslegung durch Um- 
formulierung des Textes manifestieren. Das Be- 
richtigungsverfahren ist kein Instrument, mit 
dem Auslegungszweifel behoben werden dür- 
fen. Mit Hilfe der Berichtigung darf vielmehr 
nur die eindeutig „richtige", weil allein denk- 
bare Fassung redaktionell vervollkommnet wer- 
den. Die formellen Fehler müssen von ähn- 
licher Art sein, wie die in dem § 54 Abs. 4 
Satz 4, § 57 Abs. 3 Satz 2 GGO II zunächst aufge- 
führten Druckfehler („Druckfehler oder andere 
offenbare Unrichtigkeiten ''). Keinesfalls darf die 
Grenze der rein deklaratorischen Klarstellung 
des objektiven Willens des Gesetzgebers über- 
schritten werden.' 

Des weiteren wird auf die verfassungsrechtliche 
Funktion des Unverrückbarkeitsprinzips zur Siche- 
rung des ungestörten Ablaufs des Gesetzgebungs- 
verfahrens verwiesen. 

In der Stellungnahme des Bundesministers der 
Justiz wird u. a. ausgeführt: 

„Die Geschäftsordnung des Deutschen Bundes- 
tages sieht ein Verfahren für die Berichtigung 
von Irrtümern und Versehen in Gesetzesbe- 
schlüssen nicht vor. Ohne eine solche ausdrück- 
liche Verfahrensregelung erscheint eine parla- 
mentarische Berichtigung von Gesetzesbeschlüs- 
sen jedoch nicht zulässig. Dies deshalb, weil das 
Gesetzgebungsverfahren ein formales Verfah- 
ren ist (BVerfGE 8, 274 [296]). Die Einführung 
eines parlamentarischen Berichtigungsverfäh- 
rens in der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages wäre indes verfassungsrechtlich 
grundsätzlich zulässig. Allerdings wären hierbei 
die durch das Grundgesetz vorgesehenen Gren- 
zen zu beachten. Sie würden zu einer Einschrän- 
kung der Berichtigungsmöglichkeiten führen." 

Nach Eingehen auf die Grenzen der Korektur- 
möglichkeit wegen des Grundsatzes der Unverrück- 
barkeit von Gesetzesbeschlüssen wird darauf hin- 
gewiesen, daß zur inhaltlichen Begrenzung die zeit- 
liche Begrenzung trete: 


„Das Parlament wäre in seiner Entscheidung 
nur bis zur Beschlußfassung des Bundesrates 
frei. Danach wäre eine Berichtigung nur noch 
mit Zustimmung des Bundesrates zulässig, da 
sonst in dessen Entscheidung, die sich auf die 
noch unkorrigierte Parlamentsentscheidung 
stützt, eingegriffen würde. Ist die Mitwirkung 
des Bundesrates aber abgeschlossen und das 
Gesetz gemäß Artikel 78 GG zustande gekom- 
men, so dürfte für eine parlamentarische Berich- 
tigung kein Raum mehr sein, da der Gesetzesbe- 
schluß dann zur Ausfertigung und Verkündung 
ansteht und somit nicht mehr der Verfügung 
des Parlaments unterliegt. Offenbare Unrichtig- 
keiten könnten also nach einer Ergänzung der 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 
nur in der kurzen Zeitspanne zwischen der Drit- 
ten Lesung und dem Zustandekommen des Ge- 
setzes vom Bundestag selbst — ggf. mit Zustim- 
mung des Bundesrates — berichtigt werden." 

Anschließend wird bezweifelt, ob es zweckmäßig 
sei, das Plenum mit Fällen dieser Art zu befassen. 
Angesichts der wichtigen Aufgaben des Parlaments 
könnte dessen Einschaltung in die Bereinigung of- 
fenbarer Unrichtigkeiten in Gesetzesbeschlüssen als 
unangemessen erscheinen. Überdies könne — zumal 
bei knappen Parlamentsmehrheiten — die Möglich- 
keit nicht ganz von der Hand gewiesen werden, daß 
ein solches Berichtigungsverfahren dazu benutzt 
werde, praktisch eine erneute parlamentarische Be- 
handlung zu erreichen, auch wenn eine offenbare 
Unrichtigkeit nicht in Frage stehe. 

Bei Beschränkung der Korrektur auf offenbare 
Unrichtigkeiten, die die gesetzgeberische Sachent- 
scheidung unberührt lassen und deren sachliche 
Rechtfertigung für jedermann nachprüfbar sei, 
könne ein Verfahren in der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages vorgesehen werden. Eine 
entsprechende Berichtigung sollte in die maßgeb- 
liche Verantwortung des Bundestagspräsidenten ge- 
legt werden, der seine Entscheidung auf eine brei- 
tere parlamentarische Basis stellen könnte. 

Zu diesem Zwecke könne eine Anhörung des zu- 
ständigen Fachausschusses sowie des Rechtausschus- 
ses, zumindest eine Anhörung von deren Vorsitzen- 
den, vorgesehen werden. An ein negatives Votum 
des zuständigen Ausschusses sollte dann wohl der 
Bundestagspräsident gebunden sein. 

Der Ausschuß hat sich in mehreren Sitzungen mit 
den aufgeworfenen Fragen befaßt. Da die Nach- 
prüfung des verfassungsmäßigen Zustandekommens 
von Gesetzen jedoch ausschließlich beim Bundes- 
verfassungsgericht liegt, hat sich der Geschäftsord- 
nungsausschuß nur mit der Frage befassen können, 
ob eine geschäftsordnungsmäßige Regelung getrof- 
fen werden könnte, die eine Wiederholung ähnlich 
gelagerter Fälle für die Zukunft, wenn auch nicht 
absolut so doch weitestgehend, ausschließen könnte. 
Dabei ist der Geschäftsordnungsausschuß davon aus- 
gegangen, daß § 121 GO-BT nicht, wie in der Lite- 
ratur teilweise vertreten, die Ermächtigung an den 
Präsidenten und die diensttuenden Schriftführer ent- 
hält, die bei den Beschlüssen notwendigen redak- 
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tionellen Änderungen vorzunehmen (vgl. Korrektu- 
ren im Gesetzestext, Reich, DÖV, Dezember 1973, 
Heft 24, S. 846, 847). 

Da vielmehr mit dem Bundesminister der Justiz 
davon auszugehen war, daß die geltende Geschäfts- 
ordnung des Deutschen Bundestages ein Verfahren 
für die Berichtigung von Irrtümern und Versehen 
in Gesetzesbeschlüssen nicht enthält, schlägt der Ge- 
schäftsordnungsausschuß nunmehr vor, den § 123 
GO-BT in der aus dem Antrag ersichtlichen Fassung 
zu ändern. Dabei wurden im Ausschuß einmütig 
auch die Bedenken des Bundesministers der Justiz 
gegen eine Einschaltung des Plenums bei der Be- 
richtigung offensichtlicher Fehler und Unrichtigkei- 
ten in Gesetzesbeschlüssen geteilt. 

Der vorgeschlagene Absatz 1 entspricht dem bis- 
herigen § 123, ist in seiner Fassung jedoch dem Arti- 
kel 77 Abs. 1 Satz 2 GG und § 46 Abs. 1 GGO II 
angepaßt. 

Absatz 2 enthält ein Anpassung an § 46 GGO II. 

Das eigentliche Berichtigungsverfahren wird in 
Absatz 3 behandelt und ist auf Druckfehler und an- 
dere offenbare Unrichtigkeiten beschränkt (vgl. auch 
§ 57 Abs. 3 GGO II). 

Satz 1 befaßt sich mit der Korrekturmöglichkeit 
eines Gesetzesbeschlusses vor Übersendung der 
vom Bundestag beschlossenen Gesetze an den Bun- 
desrat. In diesen Fällen soll der Präsident im Einver- 
nehmen mit dem federführenden Ausschuß eine Be- 
richtigung veranlassen können. Dabei vertritt der 
Ausschuß die Auffassung, daß es dem Bundestags- 
präsidenten überlassen sein muß, in welcher Form 
er das Einvernehmen mit dem federführenden Aus- 
schuß herstellt. 


Satz 2 regelt die Berichtigung nach Übersendung 
des Gesetzesbeschlusses. Auch hier soll es dem Prä- 
sidenten überlassen bleiben, in geeigneter Form die 
Einwilligung, d. h. die vorherige Zustimmung des 
federführenden Ausschusses einzuholen. 

Satz 3 legt fest, daß neben dem Präsidenten des 
Bundesrates auch der Bundeskanzler und der feder- 
führende Minister von dem Berichtigungsbegehren 
Kenntnis erlangen. 

Bestehen bezüglich des Begriffs „Druckfehler“ 
keine Interpretationsschwierigkeiten, schließt sich 
der Ausschuß hinsichtlich des Begriffs „offenbare 
Unrichtigkeiten“ der Interpretation der Bundesmi- 
nister des Innern und der Justiz an. Diese enge Aus- 
legung bedeutet andererseits nach Auffassung des 
Ausschusses, daß die federführenden Ausschüsse 
hinsichtlich ihrer Berichterstattung an das Plenum 
sich besonderer Sorgfalt bedienen müssen. Nach 
Auffassung des Geschäftsordnungsausschusses ist es 
auch mit dem Ansehen und der Würde des Bundes- 
tages als Gesetzgebungsorgan nicht vereinbar, wenn 
zunehmend Gesetzesbeschlüsse nachträglich korri- 
giert werden müssen. Zwar geht der Ausschuß da- 
von aus, daß Irrtümer und Fehler nicht absolut aus- 
geschlossen werden können, er vertritt jedoch ein- 
mütig die Auffassung, daß alle am Gesetzgebungs- 
verfahren Beteiligten darum bemüht sein müssen, 
für die Zukunft die Korrekturbedürftigkeit von Ge- 
setzesbeschlüssen auf ein Mindestmaß zu reduzie- 
ren. 

Die vom Ausschuß vorgeschlagene „Legalisie- 
rung" der bisher bereits geübten Praxis darf jedoch 
nicht dazu führen, daß in noch größerem Umfang als 
bisher Gesetzesbeschlüsse nachträglich korrigiert 
werden. 


Bonn, den 17. Februar 1975 


Dürr 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 123 der Geschäftsordnung erhält folgende Fassung: 

.5 123 

Übersendung beschlossener Gesetze 

(1) Der Präsident des Bundestages übersendet das beschlossene Gesetz unver- 
züglich dem Bundesrat (Artikel 77 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes). 

(2) Je einen Abdruck des Gesetzesbeschlusses übersendet der Präsident an 
den Bundeskanzler und an den federführenden Minister und teilt dabei mit, 
wann die Zuleitung des beschlossenen Gesetzes an den Bundesrat nach Artikel 77 
Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes erfolgt ist. 

(3) Werden vor Übersendung nach Absatz 1 in der vom Bundestag in der 
Schlußabstimmung angenommenen Fassung des Gesetzes Druckfehler oder andere 
offenbare Unrichtigkeiten festgestellt, kann der Präsident im Einvernehmen mit 
dem federführenden Ausschuß eine Berichtigung veranlassen. Ist das Gesetz ge- 
mäß Absatz 1 bereits übersandt, macht der Präsident nach Einwilligung des 
federführenden Ausschusses den Präsidenten des Bundesrates auf die Druckfehler 
oder anderen offenbaren Unrichtigkeiten mit der Bitte aufmerksam, sie im weite- 
ren Gesetzgebungsverfahren zu berichtigen. Von dieser Bitte ist dem Bundes- 
kanzler und dem federführenden Minister Mitteilung zu machen." 


Bonn, den 17. Februar 1975 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
Jahn (Marburg) Dürr 

Vorsitzender Berichterstatter 
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